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Beschränkt sich der Durchgangsarzt im Rahmen der Nachschau auf die Prüfung der Frage, 
ob die bei der Erstversorgung des Verletzten getroffene Entscheidung zugunsten einer all-
gemeinen Heilbehandlung aufrechtzuerhalten ist, wird er in Ausübung eines öffentlichen 
Amtes tätig. 
 

§ 34 SGB VII, Art. 34 GG, § 839 BGB 
 
Urteil des BGH vom 09.03.2010 – VI ZR 131/09 –  
Bestätigung des Urteils des Hanseatischen OLG in Bremen vom 27.03.2009 – 5 U 70/08 – 
 

Nach der im Vertrag Ärzte/Unfallversicherungsträger in der – vorliegend maßgeblichen –  ab 
01.05.2001 gültigen alten Fassung („Vertrag 2001“) für den Durchgangsarzt getroffenen Rege-
lung – so der BGH – habe der D–Arzt bei den nicht in eigener Behandlung verbleibenden Un-
fallverletzten gemäß § 29 Abs. 1 Vertrag 2001 Nachschautermine festzusetzen und dem Unfall-
verletzten mitzuteilen. Mit der Nachschauuntersuchung überwache der Durchgangsarzt den 
Verlauf und den Erfolg der allgemeinen Heilbehandlung. Bei jeder Nachschau entscheide der 
Durchgangsarzt erneut darüber, ob weiterhin die allgemeine Heilbehandlung ausreichend sei 
oder ob z.B. bei unplanmäßigem Heilverlauf ab dem Tag der Nachschauuntersuchung die be-
sondere Heilbehandlung durch den Durchgangsarzt einzuleiten sei. Verbleibe der Versicherte in 
allgemeiner Heilbehandlung, könne der Durchgangsarzt dem behandelnden Arzt einen Behand-
lungsvorschlag unterbreiten. Beschränke sich der Durchgangsarzt im Rahmen der Nachschau 
auf die Prüfung der Frage, ob die bei der Erstversorgung des Verletzten getroffene Entschei-
dung zugunsten einer allgemeinen Heilbehandlung aufrechtzuerhalten sei, werde er in Aus-
übung eines öffentlichen Amtes tätig. Er erfülle insoweit - ebenso wie bei der von ihm im Rah-
men der Erstuntersuchung zu treffenden Entscheidung - eine der Berufsgenossenschaft oblie-
gende Aufgabe (mit Nachweisen). 
 
Vgl. auch Gemeinsame Rundschreiben DGUV vom 16.11.2007 (= Regress 016/2007) und vom 
12.02.2008 (= Regress 005/2008 = UV-Recht 007/2008) 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 09.03.2010  – VI ZR 131/09  –  
wie folgt entschieden: 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/3e926e4cfb3d6b43c12568cf00473550/1dc51304b14db70ac1257398002c180b?OpenDocument
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/3e926e4cfb3d6b43c12568cf00473550/9a8ce13c5b3d1cc4c12573ed0031e862?OpenDocument
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